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1 GRUNDLAGEN 

1.1 Lage des Bebauungsplanes im Gemeindegebiet  

Der Geltungsbereich der 1. Änderung des Bebauungsplan Nr. 104 „Nördlich der Schützen-
straße – Teil II“ der Gemeinde Spelle liegt innerhalb des zentralen Ortskerns des Ortsteils Ven-
haus. (siehe Abbildung 1) 

  

Abbildung 1: Übersichtplan ohne Maßstab (Kartengrundlage: DTK 1: 50.000) 
 
Der Änderungsbereich erstreckt sich nördlich des Bienenweges bzw. westlich der Straße Evers 
Kamp und wird im Norden von einer Grundstückszeile südlich der Schulstraße und dem Grund-
stück der Ortsfeuerwehr begrenzt. Unmittelbar westlich grenzt der Friedhof des Ortsteils Ven-
haus an. Im Osten bzw. im Süden der Plangebietsgrenze befinden sich die Wohnbauflächen 
der Bebauungspläne Nr. 96 „Nördlich der Schützenstraße“ und Nr. 104 „Nördlich der Schüt-
zenstraße – Teil II“. 
 
Bei den in die Planung einbezogenen Flächen handelt es sich um noch nicht bebaute Grund-
stücke des Bebauungsplanes Nr. 104, die bisher für den Bau von Einfamilienhäusern vorgese-
hen waren.  
 
Die vom Geltungsbereich erfasste Fläche hat eine Größe von etwa 4.600 m². 
 

1 

 

 

N 

Geltungsbereich 1. Änderung Bebauungsplan Nr. 104   
„Nördlich der Schützenstraße“ 
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1.2 Städtebauliches Umfeld 

Das städtebauliche Gefüge im Umfeld der Bebauungsplanänderung wird zwischen der Schul-
straße und der Schützenstraße von den z. Zt. in der Erschließungsphase befindlichen Wohn-
baugebieten der Bebauungspläne Nr. 96 „Nördlich der Schützenstraße“ und Nr. 104 „Nördlich 
der Schützenstraße – Teil II“ bestimmt. Diese Wohnbauflächen sind Teile des seit dem Jahr 
2018 südlich der Schulstraße für die Wohnbauentwicklung erweiterten Dorfkerns des Ortsteils 
Venhaus. Auf der Südseite der Schulstraße befinden sich auch die Grundschule, der heutige 
Standort der Feuerwehr und sowie der Friedhof. 

Der Geltungsbereich der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 104 ist somit dem südlichen 
Siedlungsgefüge des Ortskerns Venhaus zuzuordnen.  

Neben diesen dörflich strukturierten Siedlungsansätzen sind punktuell Wohngebäude und in 
landwirtschaftliche Betriebe in Streusiedlungslage im angrenzenden Außenbereich vorzufin-
den.  

Vor allem der südlich, westlich und östlich angrenzende Außenbereich ist noch stark geprägt 
durch landwirtschaftliche Nutzflächen und landwirtschaftliche Betriebe. 

Der Ortskern des Hauptortes Spelle mit seinen kirchlichen Einrichtungen, der Gemeindever-
waltung und den privaten Gastronomie-, Dienstleistungs- und Einzelhandelsanbietern liegt in 
einer Entfernung von ca. 2 km Luftlinie nordöstlich des Plangebietes. 

1.3 Planungsanlass/Planungsziel 
 

Das Entwicklungsziel der Gemeinde Spelle für die 1. Änderung des Bebauungsplan Nr. 104 
„Nördlich der Schützenstraße – Teil II“ beinhaltet primär die städtebauliche Neuordnung der 
Nutzungsmöglichkeiten auf einer Fläche innerhalb des rechtskräftigen Bebauungsplanes Nr. 
104 zur Fortentwicklung der sozialen Infrastruktur innerhalb des Ortskerns von Venhaus.  
 
Diese Bebauungsplanänderung wird erforderlich, um die planungsrechtliche Grundlage zum 
Neubau eines Dorfgemeinschaftshauses als Treffpunkt und Veranstaltungsort zur gemein-
schaftliche Nutzung für Bewohner und Vereine des Ortsteils an einem zentralen Standort im 
Dorf zu schaffen.  
 
Das heutige Dorfgemeinschaftshaus ist in einem Gebäude an der Schulstraße 7 untergebracht 
und wurde im Jahr 1952 errichtet. Die derzeitige Ausstattung des Gebäudes ist nicht mehr 
zeitgemäß. Ein Umbau bzw. eine Sanierung des jetzigen Gebäudes wären im Vergleich zu ei-
nem Neubau nicht wirtschaftlich. 
Zurzeit befindet sich die Ortsfeuerwehr Venhaus mit im Gebäude des DGH`S. Für die Feuerwehr 
wird nördlich der Rheiner Straße ein separates Gebäude neu gebaut, das voraussichtlich 2024 
von den Kameradinnen und Kameraden der  Ortsfeuerwehr bezogen werden kann. 
 
Das vorhandene Gebäude für die Dorfgemeinschaft entspricht nicht mehr den heutigen An-
sprüchen an ein öffentliches Gebäude.  
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Besonders kritisch ist die Verteilung der Räume über zwei Geschosse und die damit einherge-
hende nicht durchgängig vorhandene Barrierefreiheit. Zudem ist die Bausubstanz insgesamt 
abgängig. Ein Umbau bzw. eine Sanierung lässt sich daher nicht wirtschaftlich darstellen. Inso-
fern trägt der Neubau des Dorfgemeinschaftshauses auch zur Verschönerung des Ortskerns 
bei, da das bisherige, gestalterisch unzureichende und in die Jahre gekommene Gebäude 
durch ein modernes Haus in ortstypischer Bauweise ersetzt werden soll. Der Neubau wird sich 
in das Ortsbild einfügen und bildet dann ein harmonisches Gesamtbild mit den umgebenden 
Siedlungsteilen. 
 
Der Ortsteil Venhaus zeichnet sich durch ein reges Vereinsleben aus. Dieses Vereinsleben soll  
nachhaltig gesichert und weiterentwickelt werden. Durch den geplanten Neubau des Dorfge-
meinschaftshauses kann zukünftig die Begegnung aller Generationen ermöglicht und gestärkt 
werden. Die Dorfgemeinschaft insgesamt profitiert von der neuen Gemeinschaftseinrichtung, 
die Platz für gemeinsame Aktivitäten und Aktionen bieten wird. 
 
Da in Venhaus eine intakte Gastwirtschaft in unmittelbarer Nähe zum Dorfgemeinschaftshaus 
vorhanden ist und zu dieser keine Konkurrenzsituation geschaffen werden soll, wird in das zu-
künftige Dorfgemeinschaftshaus kein Thekenbereich und keine feste Bühne eingebaut. Fest-
lichkeiten und Trauerfeiern werden somit weiterhin in der örtlichen Gastwirtschaft stattfinden. 
 
Das Dorfgemeinschaftshaus wird von zahlreichen Venhauser Gruppen, Vereinen und Verbän-
den genutzt. Viele Gruppierungen bestehen nicht nur aus Bürgerinnen und Bürgern aus Ven-
haus. Da Venhaus ein Ortsteil der Gemeinde Spelle ist, zu der neben Venhaus noch der Ortsteil 
Varenrode gehört, sind oft auch Personen aus den beiden anderen Ortsteilen in den Gruppen 
engagiert. Durch die Nähe zu Nordrhein-Westfalen sind einige Gruppen zudem auch bundes-
landübergreifend tätig. 
 
Das DGH soll daher in Zukunft verschiedenen Gruppierungen aus ganz unterschiedlichen Be-
reichen zur Verfügung stehen. Viele Gruppen sind der katholischen Kirchengemeinde zuzu-
ordnen. Des Weiteren wird das Haus zukünftig durch die politische Gemeinde genutzt. Dane-
ben gibt es noch Nutzer und Nutzerinnen, aus dem Hobby- und kulturellem Bereich und aus 
sozialen sowie wirtschaftlichen Gruppen. Insgesamt werden 29 Gruppen und Institutionen zu-
künftig das Dorfgemeinschaftshaus nutzen. 
 
In Venhaus sind mehrere ukrainische Flüchtlinge an verschiedenen Stellen im Ort unterge-
bracht. Die ukrainischen Kinder besuchen den örtlichen Kindergarten sowie die örtliche Grund-
schule. Die Kinder und Jugendlichen sind aktiv angesprochen worden, ob sie an den verschie-
denen Angeboten von Initiativgruppen im Ort teilnehmen möchten. Hierzu zählen Gruppen 
und Vereine, wie z. B. die Landjugend, die sich im Dorfgemeinschaftshaus treffen. Grundsätz-
lich sind bei Angeboten vieler Gruppierungen Zugezogene und Flüchtlinge herzlich willkom-
men. Durch die Teilnahme an örtlichen Veranstaltungen und das Engagement in den örtlichen 
Gruppen wird die Integration in die Dorfgemeinschaft erleichtert und gelingt oft schneller. 
 
Die Angebote im Dorfgemeinschaftshaus werden größtenteils ehrenamtlich organisiert. Die 
Vorbereitung, Durchführung und Nachbereitung der Termine und Veranstaltungen findet 
durch ehrenamtliche Gruppenleiter/Verantwortliche statt. Insofern wird nahezu das gesamte 
Leben des Hauses durch die ehrenamtliche Arbeit der dörflichen Gemeinschaft gefüllt.  
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Kleinere anfallende Hausmeistertätigkeiten werden derzeit und auch in der Zukunft unkompli-
ziert, ehrenamtlich vor allem durch die kirchlichen Institutionen, die Hauptnutzer des Hauses 
sind sowie anderen Nutzerinnen und Nutzern erledigt. Ebenso verhält es sich mit anfallenden 
hauswirtschaftlichen Tätigkeiten. Die Benutzer der Räumlichkeiten sorgen beispielweise selbst-
ständig für Getränke und Verköstigung während ihrer Veranstaltungen, decken die Räumlich-
keiten ein und räumen im Nachgang der Veranstaltungen wieder auf. 
 
Eine solche Einrichtung steht auch im weiteren Sinne im Zusammenhang mit der Verbesserung 
der Versorgungssituation und der Wohnqualität der neu entstehenden bzw. vorhandenen 
Wohnbebauung im Dorf. 
 
Aufgrund der Notwendigkeit eine Teilfläche des B-Planes Nr. 104 „Nördlich der Schützenstraße 
– Teil II“ städtebaulich neu zu ordnen bzw. um das an diesem Standort geeignete Grundstücks-
potential zur Schaffung eines multifunktionalen Versammlungsortes aktivieren zu können, 
muss daher dieser Bebauungsplan den neuen Planungszielen angepasst bzw. geändert wer-
den.  

1.4 Planungserforderniss 

Unter Berücksichtigung der vorgenannten Planungsziele beabsichtigt die Gemeinde Spelle die 
1. Änderung dieses Bebauungsplanes Nr. 104 als Bebauungsplan der Innenentwicklung gem. 
§ 13 a BauGB im Sinne einer „anderen Maßnahme der Innenentwicklung“ zur Fortentwicklung 
und Anpassung des Ortskerns einzuleiten. 
 
Die Art der baulichen Nutzung im Änderungsbereich bzw. in den angrenzenden Teilen des B-
Planes Nr. 104 ist derzeit als allgemeines Wohngebiet (WA) gem. § 4 BauGB festgesetzt. 

Um die geplante Ergänzung der sozialen Infrastruktur planungsrechtlich abzusichern und eine 
in sich geschlossene und zusammenhängenden Gesamtentwicklung des inneren Ortskerns von 
Venhaus sicherzustellen, soll der geplante Neubau eines Dorfgemeinschaftshauses angemes-
sen in die städtebauliche Gestalt und das Ortsbild eingefügt werden. Aufgrund dieser Pla-
nungsintentionen wird für die Bebauungsplanänderung daher eine Fläche für den Gemeinbe-
darf, Sozialen Zwecken dienende Gebäude und Einrichtungen: Dorfgemeinschaftshaus ausge-
wiesen. 
Einrichtungen und Anlagen für soziale Zwecke i. S. d. Daseinsfürsorge zur Festigung der Ge-
meinschaftsbeziehungen (wie ein z. B. ein Dorfgemeinschaftshaus) wäre auch in solchen WA-
Gebieten im Rahmen der gegenseitigen Rücksichtnahme grundsätzlich zulässig. Insofern ist 
der Standort des geplanten Dorfgemeinschaftshauses als gebietsverträglich anzusehen, zumal 
sich unmittelbar angrenzend die Grundschule mit der Turnhalle, das Feuerwehrgebäude und 
der Friedhof mit der Friedhofskapelle befinden. An dieser Stelle der Ortsmitte sind somit die 
sozialen Infrastruktureinrichtungen des Ortsteils konzentriert. Auf dieser Fläche besteht nun-
mehr die Chance, die erforderlichen Gebäudekapazitäten (inkl. späterer Erweiterungsmöglich-
keiten) an einem bereits entwickelten Standort im Ortskern bereitstellen zu können.  
Um die grundsätzlichen Entwicklungsmöglichkeiten für den Bau eines Dorfgemeinschaftshau-
ses auf dem in Frage kommenden Grundstück frühzeitig beurteilen zu können, wurde ein Vor-
entwurf für das geplante Gebäude durch das Bauplanungs- und Ingenieurbüro Ripperda erar-
beitet.  
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Diese ersten Entwurfsüberlegungen sehen vor, südlich des (noch) vorhandenen Feuerwehrge-
bäudes einen winkelförmigen Baukörper mit einem geneigten Satteldach zu errichten. Die ge-
wählte Gebäudekubatur und die Baukörperhöhen sollen sich an der vorhandenen umgeben-
den Bebauung des Ortskerns orientieren. 

Der geplante Neubau wird im Südwesten des Grundstücks angeordnet, so dass die Möglichkeit 
besteht, die erforderlichen Verkehrsräume für die Erschließung und die Parkplätze auf dem 
Grundstück zu optimieren und gleichzeitig einen angemessenen Spielraum für die Außen-
raumgestaltung zu schaffen. Zugänglich ist das DGH für den PKW-Verkehr bzw. die Stellplatz-
anlage von Norden über eine Hauptzufahrt, die über das Grundstück der Feuerwehr geführt 
wird. Nebenzufahrten für die Anlieferung bzw. die Durchfahrtmöglichkeit für Müllentsorgungs-
fahrzeuge sind von Süden (über den Bienenweg) und von Osten (über die Straße Evers Kamp) 
eingeplant. Mit diesem gewählten Erschließungskonzept, insbesondere mit der Verkehrsfüh-
rung über die Hauptzufahrt von der Schulstraße (Feuerwehr), soll die Verkehrsbelastung in den 
Wohngebieten der B-Plänen Nr. 96 und Nr. 104 durch den Besucherverkehr des DGH minimiert 
werden. (siehe Abbildung 2) 

  

Abbildung 2: Lageplan Dorfgemeinschaftshaus Schulstraße; 48480 Spelle-Venhaus, ohne Maßstab (RIPPERDA Bau-
planungs- und Ingenieurbüro,  Lingen/Langen, 18.09.2023) 

Feuerwehr 

gepl. Dorfgemeinschafts- 
haus (DGH) 

Nebenzufahrt von Süden 

Nebenzufahrt von 
Osten 

Hauptzufahrt über das 
Feuerwehrgrundstück 
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Das Dorfgemeinschaftshaus wird barrierefrei errichtet. Die Toilettenanlagen und der Zugang 
zum Gebäude werden ebenerdig hergestellt. Neben den Toilettenanlagen für Damen und Her-
ren wird ein separates WC für Menschen mit Beeinträchtigungen und Behinderungen einge-
richtet. 

Die Veranstaltungsräumlichkeiten befinden sich im Erdgeschoss, so dass jeder Nutzer, unab-
hängig von einer Beeinträchtigung/Behinderung die Möglichkeit hat, diese Räumlichkeiten zu 
erreichen und an den Veranstaltungen teilzunehmen. Im Obergeschoss liegen ausschließlich 
Räume, die nicht für Veranstaltungen genutzt werden, wie Lagerräume, Technik, etc.  

Im neuen Dorfgemeinschaftshaus wird ein großer Veranstaltungsraum mit ca. 110 m² zur Ver-
fügung stehen, der je nach Bedarf in zwei kleinere Räume durch eine mobile Trennwand un-
terteilt werden kann. Beide Räume besitzen einen separaten Ausgang zum Foyer von dem aus 
Küche und Toilettenanlagen zu erreichen sind. Ebenso besitzen beide Räume einen Zugang 
von außen. Demzufolge können die beiden Räume zeitgleich von verschiedenen Gruppen ge-
nutzt werden. 

Darüber hinaus ist noch ein Besprechungsraum im Dorfgemeinschaftshaus geplant, der klei-
neren Gruppen von bis zu 10 Personen zur Verfügung stehen soll, z. B. für Vorstandssitzungen 
und Workshops. 

Im neuen Dorfgemeinschaftshaus wird ein Bereich ausschließlich für Jugendgruppen einge-
richtet. Dieser Bereich umfasst rd. 55 m² und wird mit seiner Möblierung und Ausstattung an 
die Bedürfnisse der Jugendlichen angepasst. Auch vom Jugendbereich und vom Bespre-
chungsraum können die Toilettenanlagen und der Küchenbereich separat erreicht bzw.  ge-
nutzt werden. 

Durch die verschiedenen Räumlichkeiten, die an die unterschiedlichen Anforderungen der je-
weiligen Nutzer angepasst werden, ist zeitgleich eine Nutzung des Dorfgemeinschaftshauses 
durch unterschiedliche Gruppen möglich. Zum Beispiel könnte abends der Jugendraum von 
der Landjugend (KLJB Venhaus e.V.), der Besprechungsraum für eine Vorstandssitzung und der 
große Veranstaltungsraum für eine Generalversammlung zur selben Zeit genutzt werden. 

Die einzelnen Räumlichkeiten des Begegnungshauses können somit an einem Tag multifunk-
tional von mehreren Gruppen genutzt werden. Beispielweise könnte sich morgens eine Senio-
rengruppe treffen, nachmittags eine Erstkommunionvorbereitung und abends eine Vorstands-
sitzung stattfinden. 

1.5 Innenentwicklung (beschleunigtes Verfahren) gem. § 13 a BauGB  

➔ Beschleunigtes Verfahren gem. § 13 a BauGB 

Um das beschleunigte Verfahren gem. § 13 a BauGB anwenden zu können, sind für den defi-
nierten Anwendungsbereich gesetzliche Voraussetzungen zu erfüllen.  
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Der Anwendungsbereich des § 13 a BauGB lässt sich räumlich, sachlich, planungsrechtlich, 
städtebaulich und raumordnerisch nach den Intentionen des Gesetzgebers und nach den Aus-
schlusskriterien des § 13 a Abs. 1 BauGB eingrenzen. 

• Größenbegrenzung als Voraussetzung für das beschleunigte Verfahren  

§ 13 a BauGB macht die Anwendung des beschleunigten Verfahrens davon abhängig, dass 
bestimmte Schwellenwerte eingehalten werden.  

Diese berechnen sich in der Regel über die zulässige Grundfläche im Sinne des § 19 Abs. 2 
BauNVO. Die Überschreitungsmöglichkeiten gem. § 19 Abs. 4 Satz 2 BauNVO sowie weitere, 
ebenfalls versiegelte Flächen (z. B. Straßen und Wege) bleiben bei dieser Berechnung außer 
Betracht.   

• Schwellenwert 

Der erste Schwellenwert „weniger als 20.000 m²“ legt fest, dass die zu erwartenden Eingriffe 
als im Sinne des § 1 a Abs. 3 Satz 5 BauGB nicht ausgleichspflichtig sind.  
 
Setzt ein Bebauungsplan „20.000 m² bis weniger 70.000 m²“ Grundfläche fest, ist ein beschleu-
nigtes Verfahren nur möglich, wenn aufgrund einer überschläglichen Prüfung, unter Berück-
sichtigung der in der Anlage 2 des BauGB genannten Kriterien, als Ergebnis festgestellt wird, 
dass der Bebauungsplan voraussichtlich keine erheblichen Umweltauswirkungen hat, die in der 
Abwägung zu berücksichtigen sind. Somit sind bei der Betrachtung des Schwellenwertes die 
zulässigen Grundfläche dieser Bebauungsplanänderung zu ermitteln. 

• Ermittlung der Grundfläche der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 104 
„Nördlich der Schützenstraße – Teil II“ 
 

Im Regelfall berechnet sich die überbaubare Fläche gem. § 19 Abs. 2 BauNVO folgenderma-
ßen:    
 
Netto-Baugebiet  x  festgesetzter Grundflächenzahl GRZ) 
 
Im Falle der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 104 wird eine Gemeinbedarfsfläche ausge-
wiesen. Bei einer Ausweisung von Flächen für den Gemeinbedarf ist die Festsetzung des Maßes 
der baulichen Nutzung, z. B. die Grundflächenzahl und die überbaubaren Grundstücksfläche, 
nicht zwingend erforderlich und wird in dieser Bebauungsplanänderung auch nicht festgesetzt. 
Daher wird für die Ermittlung der zulässige Grundfläche das gesamte Grundstück als maximal 
versiegelbare Fläche zugrunde gelegt. 
 
 
Fläche für Gemeinbedarf* (= Grundstücksgröße)    =        rd. 4.608 m²   
------------------------------------------------------------------------------------------------------- 

insgesamt                 rd. 4.608 m² 

Nach dem gegenwärtigen Planungsstand kann für die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 
104 von einer maximal versiegelte Fläche von rd. 4.608 m² ausgegangen werden. 
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Dieser Wert liegt somit deutlich unterhalb des in § 13 a Abs. 1 Ziffer 1 BauGB genannten 
Schwellenwertes von 20.000 m² als Aufstellungsvorausetzung für das beschleunigte Verfahren 
gem. § 13 a BauGB.  

➔ Sonstige Ausschlussgründe für die Anwendung des beschleunigten Verfahrens 

• UVP-pflichtige Vorhaben 
 
Für Bebauungspläne (oder deren Änderungen), die der Pflicht zur Durchführung einer Umwelt-
verträglichkeitsprüfung nach dem UVP-Gesetz oder nach Landesrecht unterliegen ist das be-
schleunigte Verfahren nach § 13 a BauGB ausgeschlossen.  
 
Im Plangebiet ist der Bau eines Dorfgemeinschaftshauses vorgesehen. Für die Realisierung 
dieser Maßnahmen ist eine Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem Bundes- oder Landes-
recht nicht erforderlich. 

• FFH-Gebiet und europäische Vogelschutzgebiete  
 
Bedingt durch die zentralörtliche Lage des Planungsbereiches im Zentrum des Ortsteils Ven-
haus der Gemeinde Spelle bzw. die vorhandenen Abstände zu bestehenden Fauna-Flora-Ha-
bitat- und Vogelschutzgebieten der Gemeinde Spelle, ist keine Beeinträchtigung der Erhal-
tungsziele und Schutzzwecke dieser Gebiete bzw. der dort vorkommenden Pflanzen- und Tier-
arten zu befürchten. 

➔ Überprüfung der Anwendungsvoraussetzungen des § 13 a BauGB 
 
Anhand der folgenden Tabelle wurde diese Bebauungsplanänderung einer Überprüfung zur 
Bestimmung des Anwendungsbereiches und der Anwendungsvoraussetzungen für B-Pläne der 
Innenentwicklung unterzogen: 

Prüfkriterien zur Anwendung des  
§ 13 a Abs. 1 BauGB 

erfüllt nicht erfüllt 

Wiedernutzung   

Nachverdichtung   

Andere Maßnahmen der Innenentwicklung X  

Keine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7b 
BauGB genannten Schutzgüter 

X  

Keine Pflicht zur Umweltverträglichkeitsprüfung 
nach § 3 UVPG 

X  

Keine UVP nach Landesrecht X  

Keine entgegenstehenden Ziele der Raumordnung X  

Baurecht §§ 30, 34, 34 (4) 3 BauGB X  

Lage im bebauten Siedlungsbereich X  
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Keine Vorbereitung von Vorhaben von überörtli-
cher Bedeutung 

X  

Größe der Gemeinde (hier: Grundzentrum) X  

Vorhaben muss Innenentwicklung sein, nicht aber 

der Innenentwicklung "dienend" 

X  

von Bebauung umgeben  X  

Keine Auskragung in den Außenbereich  X  

Wie die v. g. Tabelle zeigt, werden die Voraussetzungen zur Anwendung der Begünstigungen 
des § 13 Abs. 2 i. V. m. § 13 a Abs. 3 BauGB zur Verfahrensbeschleunigung erfüllt. 

 

2 PLANUNGSRECHT  

2.1 Rechtsverbindlicher Bebauungsplan 
 
Bereits im Jahr 2017 wurde eine zusammenhängende, großräumige Wohnbauentwicklung des 
südöstlichen Dorfrandes von Venhaus zwischen der Schulstraße im Norden bzw. Osten sowie 
der Schützenstraße im Süden geplant und mit der 46. Änderung des Flächennutzungsplanes 
der Samtgemeinde Spelle eingeleitet. 
 
Vor dem Hintergrund der damaligen Baulandnachfrage wurde mit der 46. FNP-Änderung eine 
Gesamtfläche von rd. 4,8 ha überplant, um den Wohnstandort Venhaus zukünftig langfristig 
sichern zu können.  
 
In zwei Schritten, mit der Ausweisung der Bebauungspläne Nr. 96 „Nördlich der Schützen-
straße“ und Nr. 104 „Nördlich der Schützenstraße – Teil II“, zur Ausweisung von allgemeinen 
Wohngebieten (WA), wurden diese Entwicklungsabsichten auf der Ebene der verbindlichen 
Bauleitplanung umgesetzt.  
 
Im nunmehr zu ändernden ursprünglichen Bebauungsplan Nr. 104 aus dem Jahr 2021 war der 
gesamte Geltungsbereich als Allgemeines Wohngebiet (WA) in eingeschossiger offener Bau-
weise ausgewiesen. 
 
Das städtebauliche Entwurfskonzept sah für die zukünftige Baugebietsentwicklung die Anord-
nung der Erschließungsstraße (Planstraße B – heute Bienenweg) von der heutigen Straße Evers 
Kamp nach Westen vor, die dann nach Süden bis auf die Schützenstraße weiter geführt wurde. 
An der Ostseite der Planstraße B wurden rückwärtigen Grundstücksflächen über zwei Wohn-
wege an das Straßensystem angebunden. 

2 
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Die Grundflächenzahl war auf 0,4 und die Geschossflächenzahl auf 0,5 festgelegt. Im WA 2-
Gebiet wurde die Geschossflächenzahl auf 0,6 erhöht. Zulässig waren eine Einzel- und Doppel-
hausbebauung. (siehe Abbildung 3)  

 
Abbildung 3: Bebauungsplan Nr. 104: „Nördlich des Schützenstraße – Teil II“ (ohne Maßstab) 
 
Mit der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 104 werden nunmehr die Planungsziele für den 
nördlichen Teilbereich des ursprünglichen Bebauungsplanes modifiziert und den heutigen 
städtebaulichen Planungsintentionen angepasst.  

2.2 Überlagerung des rechtskräftigen Bebauungsplanes in 
Teilbereichen 

 
Um eine bisher nicht mobilisierte Baulandpotentialfläche im nördlichen Teil des rechtskräfti-
gen Bebauungsplanes Nr. 104 für den geplanten Neubau eines Dorfgemeinschaftshauses ak-
tivieren zu können, ist eine sachliche Änderung des Bauleitplanes bzw. eine planungsrechtliche 
Neuregelung in seinem nordwestlichen Teilbereich erforderlich. (siehe Abbildung 4) 
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Abbildung 4: Ursprungsbebauungsplan Nr. 104 „Nördlich der Schützenstraße“ und 1. Änderung (ohne Maßstab) 

Im fortbestehenden Teil des ursprünglichen Bebauungsplanes Nr. 104 behält der Ursprungs-
plan unverändert seine Gültigkeit.  

2.3 Aktuelle Rechtsgrundlagen 

Rechtsgrundlagen für diesen Bebauungsplan sind: 

− das Baugesetzbuch (BauGB),  
− die Baunutzungsverordnung (BauNVO),  
− die Niedersächsische Bauordnung (NBauO), 
− die Planzeichenverordnung 1990 (PlanZV) 

 in der zum Zeitpunkt des Satzungsbeschluss jeweils gültigen Fassung.  

2.4 Bestehende Rechtsverhältnisse   
Mit dem Inkrafttreten dieser Bebauungsplanänderung treten alle Festsetzungen des Bebau-
ungsplanes Nr. 104 „Nördlich der Schützenstraße – Teil II“ der Gemeinden Spelle, festgesetzt 
durch Satzung vom 25.02.2021, außer Kraft. (siehe Kapitel 8 Hinweise) 

1. Änderung Bebauungsplan Nr. 104 
„Nördlich der Schützenstraße – Teil II 

Bebauungsplan Nr. 104 
„Nördlich der Schützenstraße – Teil II 
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3 VORBEREITENDE BAULEITPLANUNG 

3.1 Wirksamer Flächennutzungsplan der Samtgemeinde Spelle  

Im gültigen Flächennutzungsplan (FNP) der Samtgemeinde Spelle bzw. in dessen 46. Änderung 
aus dem Jahr 2018 ist die Art der Bodennutzung und somit im gesamten Teil des Geltungsbe-
reiches der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 104 als Wohnbaufläche (W) dargestellt. 
(siehe Abbildung 5) 

 
Abbildung 5: 46. Änderung des Flächennutzungsplanes der Samtgemeinde Spelle (ohne Maßstab) 

Im Rahmen der 1. Änderung des Bebauungsplanes soll eine Fläche für den Gemeinbedarf, Ein-
richtungen und Anlagen: Sozialen Zwecken dienende Gebäude und Einrichtungen – Dorfge-
meinschaftshaus ausgewiesen werden. Demzufolge weichen die Festsetzungen der 1. Ände-
rung des Bebauungsplanes Nr. 104 von den Vorgaben der vorbereitenden Bauleitplanung ab 
(bisher: Wohnbaufläche – W). 

3.2 Anpassung des Flächennutzungsplanes im Wege der 
Berichtigung 

 

3 

Geltungsbereich der 1. Änderung des 
Bebauungsplanes Nr. 104 
„Nördlich der Schützenstraße – Teil II 
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Nach § 13 a Abs. 2 Nr. 2 BauGB kann ein Bebauungsplan (oder eine Bebauungsplanänderung), 
der von den Darstellungen des Flächennutzungsplanes abweicht, auch aufgestellt werden, be-
vor der Flächennutzungsplan geändert oder ergänzt ist, wenn die geordnete städtebauliche 
Entwicklung des Gemeindegebietes nicht beeinträchtigt wird; der Flächennutzungsplan ist im 
Wege der Berichtigung anzupassen. Somit ist zur Änderung des Flächennutzungsplanes kein 
zusätzliches förmliches Bauleitplanverfahren mit gesonderter Beteiligung der Öffentlichkeit 
vorgesehen. 
 
Eine Berichtigung und somit eine Änderung in den Darstellungen des wirksamen Flächennut-
zungsplanes der Samtgemeinde Spelle wird erforderlich, weil die Festsetzungen der 1. Ände-
rung des Bebauungsplanes Nr. 104 „Nördlich der Schützenstraße – Teil II“ von den Darstellun-
gen des Flächennutzungsplanes abweichen.  
Die Änderung des Flächennutzungsplanes beeinträchtigt jedoch nicht die geordnete städte-
bauliche Entwicklung des Samtgemeindegebietes. Im Wege der Berichtigung soll der Flächen-
nutzungsplan im Bereich der Bebauungsplanänderung wie folgt geändert werden:  
 
Im Gegensatz zu den bisherigen Darstellungen soll die Wohnbaufläche (W) im nördlichen Teil 
der 46. FNP-Änderung als Fläche für den Gemeinbedarf, Einrichtungen und Anlagen: Sozialen 
Zwecken dienende Gebäude und Einrichtungen – Dorfgemeinschafts umgewidmet werden. 
(siehe Abbildung 6)  

 
Abbildung 6: Änderung des Flächennutzungsplanes der Samtgemeinde Spelle im Wege der Berichtigung 
                     (ohne Maßstab) 
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Durch die Aufstellung dieser Bebauungsplanänderung mit der vorgesehenen Gebietsnutzung 
als Fläche für den Gemeinbedarf bleiben die Auswirkungen der B-Planänderung auf seinen 
Geltungsbereich begrenzt. Mit den geplanten Zielvorstellungen südlich des zentralen Dorf-
kerns von Venhaus wird eine geordnete Entwicklung eines Ortsteils der Gemeinde Spelle bzw. 
der Samtgemeinde Spelle nicht grundsätzlich verändert, sondern nur kleinräumig konkretisiert 
und angepasst.  
 
Die mit der Bebauungsplanänderung verbundenen städtebaulichen Zielsetzungen entspre-
chen nach wie vor den generellen Nutzungsintentionen im Sinne einer Konzentration der öf-
fentlichen Einrichtungen im Zentrum des Ortsteils Venhaus. Darüber hinaus ist nur im Teilbe-
reich der Bebauungsplanänderung eine Anpassung des Flächennutzungsplanes nötig.  
 
Zur Umsetzung der geplanten Maßnahmen sind keine bodenordnerischen Maßnahmen erfor-
derlich.  
 
Andere Standortalternativen kommen nicht in Betracht, da die beabsichtigten Maßnahmen die 
funktionale und bauliche Weiterentwicklung der sozialen Infrastruktur in der Dorfmitte von 
Venhaus bewirken soll.  
 
Die Anpassung des Flächennutzungsplanes wird mit dem Satzungsbeschluss gem. § 10 Abs. 1 
BauGB dieser 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 104 und der Bekanntmachung nach § 10 
Abs. 3 BauGB wirksam. 
 
 

4 FESTSETZUNGEN DES BEBAUUNGSPLANES 

4.1 Fläche für den Gemeinbedarf, Einrichtungen und Anlagen: 
Sozialen Zwecken dienende Gebäude - Dorfgemeinschaftshaus 
gem. § 9 Abs. 1 Nr. 5 BauGB 

 
Um den Standort des Dorfgemeinschaftshauses des Ortsteiles Venhaus einschl. zukünftiger Er- 
weiterungsmöglichkeiten planungsrechtlich zu sichern, setzt der Bebauungsplan eine Fläche 
für den Gemeinbedarf, Einrichtungen und Anlagen: Sozialen Zwecken dienende Gebäude und 
Einrichtungen – Dorfgemeinschaftshaus nach § 9 Absatz 1 Nummer 5 des Baugesetzbuchs fest. 
 
Flächen für Gemeinbedarf sind von zentraler Bedeutung für die Infrastruktur, die Daseinsvor-
sorge und die Lebensqualität in den Kommunen. Sie sollen dazu beitragen, dass die Bürgerin-
nen und Bürger Zugang zu wichtigen öffentlichen Einrichtungen haben. Sie tragen wesentlich 
zur Lebensqualität der Bevölkerung bei, indem sie Raum für Erholung, sportliche Aktivitäten 
und kulturelle Veranstaltungen u. a. bieten. Außerdem tragen sie zur Aufwertung der urbanen 
Umgebung und zu einer hohen Wohnqualität bei. 
 
 

4 

https://www.juraforum.de/lexikon/begriff
https://www.juraforum.de/lexikon/buerger
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Bei einer Fläche für den Gemeinbedarf gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 5 BauGB handelt es sich nicht um 
ein Baugebiet im Sinne der Baunutzungsverordnung. Dies bedingt jedoch u. a. eine konkrete 
Definition der planerisch gewollten "Art der baulichen Nutzung" der Fläche. Daher wird zur 
Konkretisierung der Zweckbestimmung eine Fläche für den Gemeinbedarf mit der Zweckbe-
stimmung "Dorfgemeinschaftshaus“ ausgewiesen, um den Standort und die öffentliche Zweck-
bestimmung langfristig und dauerhaft zu sichern.  
 
Gleichwohl ist ein Dorfgemeinschaftshaus eine Gemeinbedarfseinrichtung die im Sinne des § 
9 Abs. 1 Nr. 5 BauGB als Anlage bzw. Einrichtung, die der Allgemeinheit dient und in der (ge-
meindliche) öffentliche Aufgaben wahrgenommen werden, die gegenüber etwaigem privat-
wirtschaftlichem Gewinnstreben eindeutig zurücktreten. 
 
Für Flächen für den Gemeinbedarf ist die Festsetzung des Maßes der baulichen Nutzung und 
der überbaubaren Grundstücksflächen nicht erforderlich, da die Vorschriften der BauNVO über 
das Maß der baulichen Nutzung sich nur auf Baugebiete beziehen und deshalb ebenso wie die 
Bestimmungen über die Art der baulichen Nutzung auf Baugrundstücke für den Gemeinbedarf 
unmittelbar nicht zwingend anwendbar sind. 
Zwar steht es der Gemeinde frei, dass in der Bebauungsplanänderung Regelungen über das 
Maß der baulichen Nutzung auch für eine Fläche getroffen werden darf, deren Nutzungsart - 
wie hier - auf der Grundlage des § 9 Abs. 1 Nr. 5 BauGB festgesetzt worden ist. Die Gemeinde 
Spelle hält dies im Sinne ihrer Gestaltungsfreiheit bzw. auch städtebaulich für nicht erforder-
lich, da umfassende Vorgaben, die aufgrund der zum heutigen Zeitpunkt noch nicht bestehen-
den endgültigen Gebäudeplanung nicht konkretisiert werden können, den Spielraum für eine 
zukünftige flexible Hochbauplanung sowie späterer Entwicklungs- und Erweiterungsmöglich-
keiten einengen würden. Da es sich um eine erstmalige Nutzung der gewählten Fläche handelt, 
kann der erforderliche Grad der Konkretisierung aus Gründen einer planerischen Zurückhal-
tung gering ausfallen. Das städtebauliche Einfügen des neuen Gebäudes in die bereits vorhan-
dene Siedlungsstruktur kann im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens sichergestellt wer-
den. 
 
Die gemeinsame Nutzung des Gebäudes durch verschiedene Vereine und Institutionen, denen 
bisher im Ortsteil Venhaus keine ausreichenden und funktionsgerechten Räumlichkeiten zur 
Verfügung standen, führt dazu, dass das DGH zu einem universellen Treffpunkt unterschied-
lichster Ziel- und Altersgruppen wird, wodurch ein zentraler Anlaufpunkt für alle Generationen 
im Dorf entsteht. Dies trägt nachhaltig zur Entwicklung und Belebung sowie zur Stärkung der 
Gemeinschaft, des Zusammenhalts und des sozialen Miteinanders im Ortsteil bei. Zusätzlich 
bietet der Standort die Vorteile der Nutzung von Synergieeffekten z. B. mit der nahegelegenen 
Schule und der Turnhalle.  
 
Bisher wurde das nördlich des neu gewählten DGH-Standortes gelegene Feuerwehrgebäude 
an der Schulstraße von der Ortsfeuerwehr Venhaus und gleichzeitig als Dorfgemeinschaftshaus 
gemeinschaftlich genutzt.  
Diese Situation hat in der Vergangenheit zu Problemen sowohl in den für die jeweilige Nut-
zung zur Verfügung stehenden mangelnden Raumkapazitäten als auch zu Schwierigkeiten bei 
einer zeitgleichen Nutzung geführt. Aufgrund dieser v. g. Problematik ist es Ziel der Gemeinde 
Spelle die beiden Nutzungen zu „entkoppeln“. Aus diesem Grunde wurde bereits mit den Pla-
nungen und dem Bau eines neuen Feuerwehrgebäudes nördlich der Rheiner Straße begonnen.  
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Die Gemeinde Spelle folgt deshalb mit der Funktionstrennung zwischen den Interessen der 
Feuerwehr und denen der Dorfgemeinschaft der Erfordernis, unterschiedliche vereinsgebun-
dene bzw. ‐orientierte Nutzungen in jeweils separaten Gebäuden unterzubringen.  
 
Im neuen Dorfgemeinschaftshaus sollen das bürgerschaftliches Engagement und kreative 
Ideen verschiedener gesellschaftlicher Gruppierungen und Generationen zusammenkommen 
bzw. gebündelt werden, um den gesellschaftlichen Zusammenhalt und die soziale Integration 
vor Ort zu fördern. Gleichzeitig kann der bereits bestehende integrierte Standort für die soziale 
Infrastruktur im Dorf erhalten bzw. ausgebaut werden, so dass es kaum besser geeignete Al-
ternativen zum gewählten Standort bzw. zur Aufstellung dieser Bebauungsplanänderung gibt. 
 
 

5 WESENTLICHE AUSWIRKUNGEN DER  
PLANUNG 

5.1 Verkehrliche Anbindung 

Das Plangebiet grenzt unmittelbar an den Bienenweg und die Straße Evers Kamp. Über diese 
beiden Erschließungsstraßen sowie einer Zufahrt über das Feuerwehrgelände zur Schulstraße 
kann das Grundstück an das örtliche und überörtliche Verkehrswegenetz angeschlossen wer-
den.   

5.2 Innere Erschließung 

➔ Straßenverkehrsflächen 

Die innere Erschließung des Grundstücke erfolgt von der Schulstraße über das Grundstück der 
Ortsfeuerwehr. Über diese Zufahrt ist das Dorfgemeinschaftshaus ausschließlich für den Besu-
cherverkehr zugänglich um die angrenzenden Baugebiete in den B-Plänen Nr. 96 und Nr. 104 
von den Verkehrsbewegungen, die aus dem Veranstaltungsbetrieb des DGH resultieren zu ent-
lasten.  

Ein Ausbau von öffentlichen Straßenverkehrsflächen innerhalb der Gemeinbedarfsfläche wird 
nicht notwendig. 

5.3 Ruhender Verkehr 

➔ Private Einstellplätze 

Nach den vorläufigen Plänen zum Entwurfskonzept des DGH kann östlich des geplanten Ge-
bäudes eine zentrale Parkplatzanlage angelegt werden. 

5 
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Auf dem Grundstück lässt es somit die Art der neu geplanten Bebauung zu den gem. der Richt-
zahlen der NBauO erforderlichen Einstellplatzbedarf abzudecken. 

5.4 Trinkwasserversorgung 

Die bereits erschlossenen Gebäude im Bebauungsplan Nr. 104 sind an die zentrale Wasserver-
sorgung des Wasserverbandes „Lingener Land“ angeschlossen.  
Die Versorgung des geplanten neuen DGH-Gebäudes mit Trinkwasser ist demzufolge durch 
das bestehende Leitungsnetz sichergestellt. Der Anschluss der geplanten neuen baulichen An-
lagen an die bestehenden Leitungen ist problemlos möglich. 

Bei der Durchführung der Maßnahme im Bereich der öffentlichen Ver- und Entsorgungsanla-
gen sind die DVGW-Arbeitsblätter GW 125 „Baumpflanzungen im Bereich unterirdischer Ver-
sorgungsanlagen" und GW 315 „Hinweis für Maßnahmen zum Schutz von Versorgungsanla-
gen bei Bauarbeiten" zu beachten. 

5.5 Abwasserbeseitigung 

Das anfallende häusliche Abwasser der umliegenden Bebauung in den angrenzenden Bauge-
bieten wird über die bestehenden Schmutzwasserkanäle in den bereits ausgebauten vorhan-
denen Erschließungsstraßen entsorgt. Das neue Dorfgemeinschaftshaus kann problemlos an 
dieses SW-Kanalnetz angeschlossen werden. 

Über ein Netz von Freigefälleleitungen in Verbindung mit einem Druckrohrleitungssystem und 
Pumpstationen gelangt von hier aus das anfallende Schmutzwasser in die Kläranlage Venhaus 
des Wasserverbandes Lingener Land geleitet und wird in dieser Anlage aufbereitet.  

Somit ist gewährleistet, dass das Schmutzwasser aus dem Plangebiet hinausgeführt und in der 
Abwasserbeseitigungsanlage ordnungsgemäß gereinigt wird. 

5.6 Oberflächenentwässerung  

Im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 104 ergab eine Untersuchung der Eig-
nung des Untergrundes, dass der Standort für den Betrieb von Versickerungsanlagen grund-
sätzlich geeignet ist.  

Vor diesem Hintergrund wird für das Grundstück des Dorfgemeinschaftshauses (wie auch im 
Ursprungsbebauungsplan) festgesetzt, dass von versiegelten oder überdachten Grundflächen 
anfallende, unverschmutzte Niederschlagswasser auf dem Baugrundstück unter Beachtung des 
Arbeitsblattes A 138 der ATV zu versickern ist. Diese Festsetzungen erfolgte bereits im Ur-
sprungsbebauungsplan. Hierbei ist die Entnahme und Nutzung von Brauchwasser zulässig.  
(Textliche Festsetzung Nr. 1) 
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Die Bemessung der erforderlichen Anlagen zur Versickerung des Oberflächenwassers auf dem 
Grundstücken hat nach dem Arbeitsblatt ATV DWA-A 138 "Planung-, Bau und Betrieb von An-
lagen zur Versickerung von Niederschlagwasser", Ausgabe April 2005 - zu erfolgen. 

Bei der Versickerung des Oberflächenwassers muss ein ausreichender Abstand zum Grundwas-
ser (lt. Arbeitsblatt A 138 1,00 m zwischen höchstem Grundwasserstand und Sohle der Versi-
ckerungsanlage) vorhanden sein.  

5.7 Abfallentsorgung 

Der in den übrigen Teilen des Bebauungsplangebietes anfallende häusliche Abfall wird bereits 
über die regelmäßigen Müllabfuhren der Gemeinde Spelle entsorgt. Die durch den Betrieb des 
Dorfgemeinschaftshauses neu hinzukommenden Hausmüllmengen können ebenfalls durch 
das Müllentsorgungsunternehmen der Abfallverwertung zugeführt werden. 

Die Entsorgung der im Plangebiet anfallenden Abfälle erfolgt entsprechend den abfallrechtli-
chen Bestimmungen sowie der jeweils gültigen Satzung zur Abfallentsorgung des Landkreises 
Emsland. Träger der öffentlichen Müllabfuhr ist der Landkreis Emsland. Eventuell anfallender 
Sondermüll ist einer den gesetzlichen Vorschriften entsprechenden Entsorgung zuzuführen. 

5.8 Elektrizitäts-, Wasser- und Gasversorgung 

Die Versorgung des Planbereiches mit Wasser, Gas und Strom kann durch den Anschluss an 
die Versorgungsnetze der zuständigen Versorgungsträger gewährleistet werden. Die Leitungs-
netze sind in den angrenzenden Erschließungsstraßen bereits vorhanden und sind ausreichend 
bemessen, um den geplanten Neubau versorgen zu können.  

5.9 Brandschutz 

Die öffentliche Grundversorgung gem. DVGW W 405 mit Löschwasser wurde bereits bei der 
Erschließung des Bebauungsplanes Nr. 104, in Zusammenarbeit zwischen der Gemeinde Spelle 
und der zuständigen Ortsfeuerwehr Spelle gesichert und kann durch eine Entnahme von 
Löschwasser aus Hydranten, die an das öffentliche Trinkwassernetz angeschlossen sind, abge-
deckt werden. 

5.10 Telekommunikation 

Die Versorgung des Plangebietes mit Telekommunikationsleitungen erfolgt durch die Deut-
sche Telekom oder durch andere Telekommunikationsanbieter.  
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5.11 Altlasten 

Altlasten (Altablagerungen/Altstandorte, Bodenkontaminationen) sind bei den im Rahmen der 
Durchführung des B-Planes Nr. 104 bereits vorgenommenen Erschließungsarbeiten nicht zu 
Tage getreten. Altlastenfunde sind daher auf dem Grundstücke des geplanten Dorfgemein-
schaftshauses nicht zu erwarten. 

5.12 Kampfmittel 

Kampfmittel sind bei den bisher zur Erschließung des Baugebietes durchgeführten Maßnah-
men ebenfalls nicht gefunden worden. 
 
Sollten bei Erdarbeiten Landkampfmittel (Granaten, Panzerfäuste, Minen etc.) jedoch gefunden 
werden, ist umgehend die zuständige Polizeidienststelle, das Ordnungsamt oder der Kampf-
mittelbeseitigungsdienst des Landes Niedersachsen  bei der RD Hannover- Hameln des LGLN  
zu benachrichtigen. (siehe auch Kapitel 8 Hinweise) 

5.13 Bodenfunde 

Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- oder frühgeschichtliche Bodenfunde ge-
macht werden, sind diese unverzüglich einer Denkmalschutzbehörde, der Gemeinde oder ei-
nem Beauftragten für die archäologische Denkmalpflege anzuzeigen (§ 14 Abs. 1 NDSchG). 
(siehe Kapitel 8 Hinweise)  

5.14 Flächenbilanz  

Im Geltungsbereich der Bebauungsplanänderung werden folgende Flächengrößen ermittelt: 

5.15  Städtebauliche Kalkulation  

Da sich der Bebauungsplan Nr. 104 bereits in der Durchführungs- und Erschließungsphase be-
findet, sind die erforderlichen Mittel bereits in diesem Zusammenhang von der Gemeinde 
Spelle im Haushalt bereitgestellt. Zusätzliche Erschließungskosten durch den Bau des Dorfge-
meinschaftshauses entstehen nicht. 

Die erforderlichen Finanzmittel für die Realisierung des DGH werden rechtzeitig im Haushalt 
der Gemeinde Spelle zur Verfügung gestellt. 

1. Änderung des Bebauungsplan Nr. 104  
„Nördlich der Schützenstraße - Teil II“ 

(ca.) m2  Anteil in % 

1. Gesamtfläche Geltungsbereich 
2. Fläche für den Gemeinbedarf 

     4.608 m² 
4.608 m² 

100,0 
100,0 
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5.16 Belange der Bundeswehr 

Die Belange der Bundeswehr sind durch diese Bauleitplanung berührt, aber nicht beeinträch-
tigt. 

Das Plangebiet liegt innerhalb des Zuständigkeitsbereiches für militärische Flugplätze gem.  
§ 18 a Luftverkehrsgesetz. Ferner befindet sich das Plangebiet im Interessengebiet militärischer 
Funk. Beschwerden und Ersatzansprüche, die sich auf die vom Flugplatz/Flugbetrieb ausge-
henden Immissionen wie Fluglärm etc. beziehen, werden seitens der Bundeswehr nicht aner-
kannt. (siehe Kapitel 8 Hinweise) 
 
 

6 UMWELTBELANGE  

6.1 Verzicht auf Umweltprüfung 

Die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 104 erfüllt die Kriterien für ein Aufstellungsverfah-
ren gemäß § 13 a BauGB. Somit kann die Aufstellung der Bebauungsplanänderung im be-
schleunigten Verfahren i. V. m. § 13 a BauGB als Bebauungsplan der Innenentwicklung erfolgen. 

Weil die geplante Neubaumaßnahme im anschließenden bauaufsichtlichen Antragsverfahren 
nicht der Pflicht zur Umweltverträglichkeitsprüfung unterliegen, das Plangebiet aufgrund sei-
ner Größe unterhalb des Schwellenwertes von 20.000 m² liegt und gem. § 1a Abs. 3, Satz 6 
BauGB ein Ausgleich nicht erforderlich ist bzw. der Eingriff bereits vor der planerischen Ent-
scheidung erfolgt und als zulässig gilt, kann auf eine Umweltprüfung verzichtet werden.  

Gleichzeitig werden FFH- und Vogelschutzgebiete durch das geplante Bauvorhaben nicht be-
einträchtigt. Daher kann im Rahmen des Bebauungsplanänderungsverfahrens nach § 13 a 
BauGB von einer Umweltprüfung gem. § 2 Abs. 4 BauGB und einem Umweltbericht gem. § 2 a 
abgesehen werden. Dies begründet ebenfalls, dass die Eingriffsregelung nicht zur Anwendung 
kommt.  
 
Auch wenn kein Ausgleichserfordernis besteht, ist das Minimierungsgebot bei Eingriffen in den 
Bestand von Natur und Landschaft zu beachten, sowie die Umweltbelange sachgerecht zu er-
mitteln. Vor diesem Hintergrund wurden folgende von der Planung berührten Umweltbelange 
ermittelt und geprüft:  
 
 
 
 

6 
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6.2 Natur und Landschaft/Artenschutz 
 
Das für die Bebauungsplanänderung vorgesehene Areal ist zurzeit als Ackerbrachenfläche ein-
zustufen, die von den angrenzenden Baustellen (Erschließungsarbeiten, Bau von Wohngebäu-
den) zum Teil als Lagerfläche genutzt wird. Biotopstrukturen mit besonderer Bedeutung sind 
dort nicht vorhanden, Gehölze ebenso nicht. 
 
Das Plangebiet grenzt im Westen an den Venhauser Friedhof mit unterschiedlichen Gehölz-
strukturen mit zum Teil Bedeutung für den Arten- u. Biotopschutz. Im Norden grenzt das Plan-
gebiet an das Gelände der Feuerwehr mit großen versiegelten Flächen und dominanten Ein-
zelbäumen, weiter nach Osten befinden sich bebaute Grundstücke mit Ziergärten unterschied-
licher Struktur. Im Osten und Süden grenzen Wohnbaugrundstücke mit neuer Bebauung und 
neuen Ziergärten ans Plangebiet. 
 
Das Plangebiet ist von Wohnbebauung / Feuerwehr an drei Seiten umgeben, im Westen grenzt 
der Friedhof mit Friedhofskapelle an. Das Areal ist dem besiedelten Bereich zuzuordnen, eine 
direkte Beziehung zu freien Landschaft gibt es nicht. Das für das Dorfgemeinschaftshaus vor-
gesehene Gelände hat eine Größe von ca. 4.600 m² und wird in seiner Gesamtheit von der 
Ackerbrache bzw. von temporären Lagerflächen dominiert. Durch gelegentliches Befahren mit 
Baumaschinen ist eine Vegetationsdecke (Ackerwildkräuter) nur sporadisch vorhanden. 
 
Für das Plangebiet und die angrenzenden Flächen wurde eine Biotoptypenkartierung nach 
Kartierschlüssel NLWKN vorgenommen, die als Grundlage der Speziellen artenschutzrechtli-
chen Prüfung (SAP) dient. Zur Abschätzung des Lebensraumangebotes für die SAP wurden 
Flächenbegehungen durchgeführt. 
 
 Die Bestandssituation ist im beigefügten Bestandsplan (Anlage 1) dargestellt.  
 
Altersstrukturklassen, Olaf von Drachenfels, NLWKN: 
J BHD bis 7cm 
I BHD 7cm - 20cm 
II BHD 21cm - 50cm 
III BHD 51cm - 80cm 
IV BHD ab 80cm 
BHD Durchmesser in Brusthöhe 
 
Das Plangebiet ist frei von Gehölzen. In der westlichen und nördlichen Peripherie des Plange-
bietes stocken Einzelbäume der Altersstrukturklasse II bis IV. An das Plangebiet grenzt im Wes-
ten, auf dem Friedhof, eine Hainbuchenhecke der Altersstrukturklasse I und im Norden eine 
freiwachsende Hecke aus Ziergehölzen der Altersstrukturklasse J bis I. 
 
Mit der Bebauungsplanänderung wird die Versiegelung eines Teils des Plangebietes ermög-
licht, dort sollen ein Dorfgemeinschaftshaus und entsprechende Freianlagen entstehen. Bisher 
war der Planbereich als Wohnbaufläche bzw. Erschließungsstraße im Bebauungsplan festge-
setzt.  
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Die geplante Gebäudehöhe orientiert sich an Bestandsgebäuden, so dass sich die geplante 
Höhenentwicklung des Baukörpers ins Ensemble der Bebauung einpasst, das Landschaftsbild 
erfährt keine Veränderung. Der Grad der Versiegelung wird sich nicht erhöhen, da die Grund-
flächenzahl von 0,4 nicht verändert wird. Lebensräume von Tieren sind nicht betroffen, im Plan-
gebiet befinden sich keine Fortpflanzungs- u. Ruhestätten. 
 
Für die Schutzgüter hat die Plangebietsfläche eine geringe Bedeutung. 
 
Im Rahmen der Speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung, die als Potentialanalyse erfolgt, 
wurde das Vorkommen von planungsrelevanten Tierarten (Brutvögel, Fledermäuse) untersucht 
bzw. das Potential abgeschätzt. 
 
Fortpflanzungs- u. Ruhestätten von Brutvögel gibt es im Plangebiet aufgrund der fehlenden 
Gehölzstrukturen nicht. Für Bodenbrüter ist die Plangebietsfläche ungeeignet, da sie von Sied-
lungsbereichen umgeben ist und wesentlich zu klein ist. Darüber hinaus erfolgen kontinuierli-
che Störungen des Geländes durch Befahren mit Baumaschinen und durch die Nutzung als 
Lagerfläche. Im Bebauungsplan ist durch einen Hinweis geregelt, dass das Herrichten der 
Ackerfläche außerhalb der Schonzeit zu erfolgen hat, um Bodenbrüter nicht zu stören / zu 
töten, deren vorkommen als unwahrscheinlich eingestuft wird. 
 
Außerhalb des Plangebietes gibt es Gehölzstrukturen, die als Fortpflanzungs- u. Ruhestätten 
von Gehölzbesiedlern (Freibrüter, Höhlenbrüter) geeignet sind. Diese dort potenziell vorkom-
menden Arten sind streng an Gehölze gebunden und stehen nicht im funktionalen Zusam-
menhang mit der Plangebietsfläche. 
 
Potenzielle Fledermausleitlinien bzw. Fledermausquartiere sind im Plangebiet nicht zu erwar-
ten, da keine geeigneten Strukturen vorhanden sind. Darüber hinaus wird mit der geplanten 
Bebauung ausreichend Abstand zu Gehölzstrukturen außerhalb des Plangebietes eingehalten, 
die potenziell als Leitlinien fungieren könnten. 
 
Artenschutzrechtliche Verbotstatbestände nach § 44 Bundesnaturschutzgesetz treten durch 
die Umsetzung des Bebauungsplanes nicht ein, wenn gemäß des Hinweises im Bebauungsplan 
vorgegangen wird. 

6.3 Immissionsschutz 
 

➔ Lärmimmissionen (Straßenverkehr) 
 
Der Änderungsbereich befindte sich innerhalb eines Wohngebietes des Ortsteils Venhaus, das 
durch Wohnstraßen erschossen wird.  
 
Bei diesen Straße handelt es sich um innerörtliche Erschließungsstraßen mit einem ent-
sprechenden Verkehrsaufkommen.  
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Aufgrund dieser, im Dorfkern üblichen Anzahl der Ver-kehrsbewegungen, sowie durch den 
unwesentlichen zusätzlichen temporären Zielverkehr in der Ortsmitte aufgrund des Betriebes 
des Dorfgemeinschaftshauseses, bzw. durch die Anordnung der Hauptzufahrt über das Feuer-
wehrgrundstück, kann davon ausgegangen werden, dass im Geltungsbereich der Bebauungs-
planänderung und dessen Umfeld keine unzulässigen Verkehrslärmeinwirkungen auftreten 
werden.  
 
Lärmemissionen von übergeordneten Straßen (z. B. durch die südlich des Bebauungsplan-
änderungsgebietes gelegene Rheiner Straße - K 316, mit einem Abstand von ca. 450 m) sind 
ebenfalls nicht relevant, da aufgrund des großen Abstandes zum Grundstück und durch die 
schallabschirmende Wirkung der zwischen dem Plangebiet und angeordneten Gebäude unzu-
lässige Lärmbelastungen nicht in den Änderungsbereich einwirken. Daher sind Überschrei-
tungen der Orientierungswerte gem. DIN 18005-1 für Verkehrslärm, die zu einer Beeinträch-
tigung gesunder Wohn- und Arbeitsverhältnisse führen würden im Plangebiet nicht zu erwar-
ten. Darüber hinaus besteht ein großer Abstand des Grundstückes südlich der Rheiner Straße 
zu den in der Gemeinde Spelle gelegenen Gewerbegebieten. Potentielle Lärmimmissionen 
durch gewerbliche Nutzungen sind daher im Plangebiet ebenfalls nicht zu befürchten.  
 
➔ Geruchsimissionen (landwirtschafliche Flächenbewirtschaftung) 
 
Im Südwesten der Bebauungsplanänderung verbleiben weiterhin landwirtschaftlich genutzte 
Flächen. Bei der Bewirtschaftung dieser Ackerflächen sind Immissionen, bedingt durch Staub- 
oder Geruchsentwicklung im Bebauungsplanänderungsgebiet nicht völlig auszuschließen.  
 
Diese möglichen Immissionen sind jedoch gering und für eine ländlich-dörfliche Umgebung, 
wie sie der hier behandelte Standort aufweist, als normal und zumutbar hinzunehmen. Daher 
werden die vorherrschenden Immissionen aus der landwirtschaftlichen Flächennutzung als 
ortsübliche Vorbelastung anerkannt. Die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 104 enthält 
diesbezüglich einen entsprechenden Hinweis. (siehe hierzu: Kapitel 8 Hinweise) 
 
➔ Geruchsimissionen (landwirtschafliche Tierhaltung) 
 
Bereits im Jahr 2017, bei der Aufstellung der 46. FNP-Änderung der Samtgemeinde Spelle, 
wurde dessen gesamter Geltungsbereich (umfasst die Bebauungspläne Nr. 96 und Nr. 104) im 
Rahmen eines Immissionsschutzgutachtens hinsichtlich der Auswirkungen der Geruchsimmis-
sionen der zum damaligen Zeitpunkt in der Umgebung des Änderungsbereiches gelegenen 
landwirtschaftlichen Betriebe untersucht.  
Diese Geruchsimmissionssituation wurde durch die Landwirtschaftskammer Niedersachsen, 
Oldenburg1 ermittelt und beurteilt.  
 
Aus den ermittelten Emissionen der landwirtschaftlichen Betriebe wurde mit Hilfe einer Aus-
breitungsberechnung die Geruchsimmissionssituation im Bereich der beiden geplanten Wohn-
gebiete berechnet. (siehe Abbildung 7)  
 
 

 
1 Immissionsschutzgutachten zum B-Plan Nr. 96 „Nördlich der Schützenstraße“ im Ortsteil Venhaus der Gemeinde Spelle, Land-

wirtschaftskammer Niedersachsen, Oldenburg, 03.11.2017. 
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Abbildung 7:  Gesamtbelastung an Geruchsimmissionen (Geltungsbereich der 46. FNP-Änderung rot umrandet) 
 
Nach den Ergebnissen der Ausbreitungsberechnungen betrug bereits 2017 die Gesamtbelas-
tung an Geruchsimmissionen im nordwestlichen Teil der 46. FNP-Änderung bzw. im Geltungs-
bereich des Bebauungsplanes Nr. 104, lediglich zwischen 6 % und 8 % der Jahresstunden. 
Somit wurde bereits zum Zeitpunkt der Untersuchung der in der Geruchsimmissionsrichtlinie 
GIRL für Wohngebiete angegebene maßgebliche Immissionswert für die Gesamtbelastung von 
10 % der Jahresstunden in diesem Bereich eingehalten bzw. unterschritten. 
 
Einen wesentlichen Beitrag zur damaligen Geruchsbelastung ging vom landwirtschaftlichen 
Betrieb Venhauser Straße 50 aus.  
Der Betrieb wurde mittlerweile aufgegeben und die Tierhaltung eingestellt. Aufgrund der Be-
triebsaufgabe hat sich gegenüber der für das Jahr 2017 prognostizierten Immissionswerte so-
mit im Vergleich zur heutigen tatsächlichen Geruchssituation eine deutliche Reduzierung der 
Geruchsbelastungen eingestellt.  

Geltungsbereich der 1. Änderung des 
Bebauungsplanes Nr. 104 
„Nördlich der Schützenstraße – Teil II 
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Da die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 104 in der nordwestlichsten Ecke des ursprüng-
lichen B-Planes verortet ist, kann davon ausgegangen werden, dass die Geruchsimmissions-
belastung im Änderungsbereich heute, aufgrund der eingetretenen Betriebsaufgabe noch 
deutlich unterhalb der 2017 prognostizierten Gesamtbelastung von 6 bis 8 % der Jahres-
stunden liegen wird. 
 
Aus geruchstechnischer Sicht bestehen daher keine Bedenken gegen die 1. Änderung des 
Bebauungsplanes Nr. 104 „Nördlich der Schützenstraße – Teil II“ der Gemeinde Spelle als 
Fläche für den Gemeinbedarf. 

6.4 Klimaschutz 
 
Gemäß dem Baugesetzbuch (BauGB) sollen Bauleitpläne eine nachhaltige städtebauliche Ent-
wicklung gewährleisten.  
Dabei dienen sie auch dazu, "eine menschenwürdige Umwelt zu sichern, die natürlichen Le-
bensgrundlagen zu schützen und zu entwickeln sowie den Klimaschutz und die Klimaan-
passung, insbesondere auch in der Stadtentwicklung, zu fördern." (§ 1 Abs. 5 BauGB). 
 
Großflächige Versiegelungen in Form der geplanten Bebauung sind Eingriffe in den Tem-
peraturhaushalt. Da sich das Plangebiet innerhalb des bebauten Ortskerns von Venhaus 
befindet und weil aufgrund der geplanten Maßnahmen nicht in Gehölzstrukturen eingegriffen 
wird, wird es nur zu einer geringfügigen Erhöhung der Temperatur in diesem inneren Teil des 
Dorfzentrums kommen.  
 
Um den Kohlendioxid-Ausstoß zu senken und das Ziel einer klimaneutralen Wärmeversorgung 
zu erreichen, stellt u. a. die Nutzung der solaren Strahlungsenergie einen Baustein zur Ver-
wirklichung dieser Zielsetzung dar. Zur Optimierung bei der Nutzung des Solarpotentials 
sollten Gebäude möglichst nach Süden ausgerichtet werden. Da aufgrund der Lage und der 
Größe des Grundstückes im Wohngebietsgrundriss das geplante Dorfgemeinschftshaus frei 
ausgerichtet werden kann, ist eine Südorientierung des Baukörpers uneingeschränkt möglich.  
 
Der Vorentwurf des geplanten Neubaus trägt dieser Forderung bereits Rechnung. Außerdem 
ist in diesem Konzept ein Satteldacher geplant. Bei der Errichtung von Photovoltaik- oder 
Solarthermieanlagen stellt diese Dachform und deren Neigungswinkel eine Grundvorausset-
zung für einen möglichst optimalen Energieertrag dar. 
 
Aufgrund der Grundstücksröße kann nicht nur die Nutzung solarer Strahlungsenergie sondern 
auch die Gewinnung oberflächennaher Geothermie bei der zukünftigen Energieversorgung des 
Gebäudes eingesetzt werden. Im Falle der Verwirklichung eines solchen Vorhabens besteht 
gemäß § 49 Abs. 1 Satz 1 WHG eine Anzeigepflicht, falls die Maßnahmen sich auf das Grund-
wasser auswirken können.  
Die Anzeige muss spätestens einen Monat vor Beginn der Arbeiten bei der Unteren Wasser-
behörde vorliegen. Die Untere Wasserbehörde hat gleichzeitig zu prüfen, ob die geplanten 
Arbeiten sowie der spätere Betrieb der Anlage als Gewässerbenutzung im Sinne von § 9 WHG 
zu bewerten sind und sie deshalb gemäß § 8 WHG einer Erlaubnis bedürfen.  
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Im Zusammenspiel von erneuerbaren Energieträgern ist eine Kombination von Erdwärmege-
winnung mit der Nutzung von Solarenergie umsetzbar.  
 
Somit kann mit den v. g. Möglichkeiten zur Nutzung von erneuerbaren Energien, im Zusam-
menwirken mit ressourcenschonende Bauweisen, dem Einsatz einer effizienten Wärme-
dämmung der Gebäudefassaden und Dächer und der Versickerung von Oberflächenwasser ein 
Beitrag zum Klimaschutz geleistet werden. 
 
 

7 PLANUNTERLAGE  
Der Bebauungsplan wird auf einer Liegenschaftskarte (Quelle: Auszug aus den Geobasisdaten 
der Niedersächsischen Vermessungs- und Katasterverwaltung) im Maßstab M. 1: 1.000 ange-
fertigt. Die Planunterlage wurde vom Landesamt für Geoinformation und Landesvermessung 
Niedersachen, Regionaldirektion Osnabrück-Meppen - Katasteramt Lingen - zur Verfügung 
gestellt.  

Der Planausschnitt liegt im Landkreis Emsland, Gemeinde Spelle, Gemarkung Spelle, Flur 12. 
Der Vervielfältigungsvermerk ist im Antragsbuch unter der Nummer L4- 111/2023 geführt.   

Die Planunterlage entspricht dem Inhalt des Liegenschaftskatasters und weist die städtebaulich 
bedeutsamen baulichen Anlagen sowie Straßen, Wege und Plätze vollständig nach (Stand vom 
16.10.2023). Sie ist hinsichtlich der Darstellung der Grenzen und der baulichen Anlagen geo-
metrisch einwandfrei. Die Übertragbarkeit der neu zu bildenden Grenzen in die Örtlichkeit ist 
einwandfrei möglich. 
 
Diese amtliche Präsentation und die ihr zugrunde liegenden Angaben des amtlichen Vermes-
sungswesens sind nach § 5 Abs. 3 des Nds. Gesetzes über das amtliche Vermessungswesen 
vom 12. Dezember 2002 (Nds. GVBl. 2003) geschützt.  
Die Verwertung für nichteigene oder wirtschaftliche Zwecke und die öffentliche Wiedergabe 
ist nur mit Erlaubnis der zuständigen Vermessungs- und Katasterbehörde zulässig. 
 
 

8 HINWEISE 
Die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 104 „Nördlich der Schützenstraße – Teil II“ enthält 
folgende Hinweise: 

 

 

 

7 
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1.  Denkmalschutz 

Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- oder frühgeschichtliche Boden-
funde gemacht werden, sind diese unverzüglich einer Denkmalschutzbehörde, der Ge-
meinde oder einem Beauftragten für die archäologische Denkmalpflege anzuzeigen.  
(§ 14 Abs. 1 NDSchG) 
Bodenfunde und Fundstellen sind nach § 14 Abs. 2 des Nieders. Denkmalschutzgeset-
zes bis zum Ablauf von 4 Werktagen nach der Anzeige unverändert zu lassen, bzw. für 
ihren Schutz ist Sorge zu tragen, wenn nicht die Denkmalschutzbehörde vorher die 
Fortsetzung der Arbeiten gestattet.  
Tel.-Nr. der Unteren Denkmalschutzbehörde: (05931) 44-2173 oder (05931) 6605. 

2. Geruchsimmissionen 
Es wird darauf hingewiesen, dass in dem Plangebiet gelegentlich Geruchsimmissionen, 
die insbesondere bei der Verwertung von Wirtschaftsdüngern auftreten können, als 
Vorbelastung hinzunehmen sind. 

3. Herrichten des Baufeldes 
Zur Vermeidung einer Betroffenheit von Arten nach § 19 bzw. § 44 BNatSchG hat die 
Herrichtung des Baufeldes (wie das Abschieben des Oberbodens) außerhalb der Brut-
zeit bodenbrütender Vogelarten zu erfolgen, d. h. nicht zwischen 01. März und 31. Juli. 
Wenn ein Einhalten der Bauzeitenbeschränkung nicht möglich ist, ist im Rahmen einer 
qualifizierten ökologischen Baubegleitung vor der Baufeldräumung die geplante Bau-
fläche durch Fachpersonal auf Brutplätze abzusuchen. Sofern dabei keine Brutplätze 
festgestellt werden, ist die Herrichtung des Baufeldes gestattet. 

4. Militärischer Flugbetrieb 
Aufgrund der Lage des Plangebietes ist mit Lärm- und Abgasimmissionen durch den 
militärischen Flugbetrieb/Flugplatz des Flugplatzes Rheine-Bentlage zu rechnen. Es 
wird darauf hingewiesen, dass spätere Ersatzansprüche gegen die Bundeswehr nicht 
anerkannt werden können. Ferner befindet sich das Plangebiet im Interessengebiet mi-
litärischer Funk.    

5. Bestehende Rechtsverhältnisse 
Im Geltungsbereich dieser Bebauungsplanänderung treten alle Festsetzungen des Be-
bauungsplanes Nr. 104 „Nördlich der Schützenstraße - Teil II“ der Gemeinde Spelle, 
festgesetzt durch Satzung vom 25.02.2021, außer Kraft. 

6. Vorschriften 
 Die der Planung zugrunde liegenden Vorschriften (Gesetze, Verordnungen, Erlasse und 
 DIN-Vorschriften) können im Rathaus der Samtgemeinde Spelle, im Fachbereich 
 Bauen, Planung und Umwelt, Hauptstraße 43, während der Dienstzeiten eingesehen 
 werden. 
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9 VERFAHRENSVERMERKE 
 

Der Verwaltungsausschuss der Gemeinde Spelle hat in seiner Sitzung am                     diese 
Begründung zur Durchführung der öffentlichen Auslegung nach § 3 Abs. 2 BauGB anerkannt. 
 
Spelle, den     
     Gemeinde Spelle    
            
         ………………………………….
         Gemeindedirektor 
 
------------------------------------------------------------------------------------------------------ 
Der Entwurf der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 104 „Nördlich der Schützenstraße – Teil 
II“ im beschleunigten Verfahren nach § 13 a BauGB und die Begründung haben vom 
                  bis   gemäß § 3 Abs 2 BauGB öffentlich ausgelegen. 
 
Spelle, den     
     Gemeinde Spelle    
            
         ………………………………….
         Gemeindedirektor 
 
------------------------------------------------------------------------------------------------------- 
Der Rat der Gemeinde Spelle hat am   diese Begründung beschlossen. 
 
Spelle, den    
     Gemeinde Spelle    
            
         ………………………………….
         Gemeindedirektor 
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Aufgestellt:      Lingen,  

 

  

 

 

 
 
 
………………………………………..…     
Dipl.-Ing. Klaus Großpietsch 
Architekt + Stadtplaner 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 
 

 

             Krüger 

           Landschaftsarchitekten 
             Dipl.- Ing. (FH) Hans-Michael Krüger, AKN 

 

49808 Lingen (Ems), Im Grunde 3, Fon: +49/591/90108188  
49088 Osnabrück, Am Süntelbach 16, Fon: +49/541/589153 Fax: +49/541/589183 
krueger.landschaftsarchitekten@t-online.de 
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10 ANLAGEN  
 

Anlage 1:               Bestandsaufnahme – Biotoptypen  
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Planzeichenerklärung – Biotoptypen 
 
  

  


